
Gericht: 

Aktenzeichen: 

Sachgebietsschlüssel: 

VGH 

8 B 18.30252 

1810 

Rechtsquellen: 

§§ 3 ff., § 4, § 77 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 AsylG, 

§ 60 Abs. 5 und 7 AufenthG, 

Art. 4 Abs. 4, Art. 11 Abs. 1 Buchst. e und f, Abs. 2 Richtlinie 2011/95/EU 

Hauptpunkte: 

Berufungsverfahren, 

Asylsuchender aus Äthiopien, 

Zuerkennung der Flüchtl ingseigenschaft nach erheblicher Veränderung der Umstän¬ 

de im Heimatland (verneint), 

Vorverfolgung (offengelassen), 

fehlende Dauerhaft igkeit der Veränderung der Umstände, 

exilpolit ische Tätigkeit (EPPFG), 

subsidiärer Schutz (verneint), 

Abschiebungsverbote (verneint) 

Leitsätze: 

Infolge der grundlegenden Änderung der polit ischen Verhältnisse in Äthiopien seit 

April 2018 brauchen Personen wegen ihrer Mitgl iedschaft in einer in Deutschland 

exilpolitisch tät igen Organisat ion (hier: EPPFG) , die einer der in Äthiopien bis Som¬ 

mer 2018 als Terrororganisation eingestuften Organisationen der Ginbot7, OLF oder 

ONLF nahesteht, oder wegen einer exilpolit ischen Tätigkeit für eine solche Organisa¬ 

tion bei ihrer Rückkehr nach Äthiopien grundsätzl ich nicht mit beachtl icher Wahr¬ 

scheinlichkeit f lüchtl ingsrechtl ich relevante Ver fo lgungsmaßnahmen befürchten. 

Urteil des 8. Senats vom 12. März 2019 

(VG Regensburg, Entscheidung vom 29. September 2017, Az.: RO 2 K 16.30899) 
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Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsstrei tsache 
*************** ************ 
************** ** *** *** ***** ***** 
** ****** * 
*************** 
************* **** ******* ********* ******* 
************ *** ***** ************ 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch: 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Referat 61E Prozessführung, 

Frankenstr. 210, 90461 Nürnberg, 
- Beklagte -

beteiligt: 

Landesanwaltschaft Bayern 

als Vertreter des öffentlichen Interesses, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

wegen 

Verfahrens nach dem AsylG (Äthiopien), 

hier: Berufung des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

Regensburg vom 29. September 2017, 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 8. Senat, 

durch die Vorsi tzende Richterin am Verwaltungsgerichtshof 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof 
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aufgrund mündlicher Verhandlung vom 12. März 2019 

am 12. März 2019 

folgendes 

Urteil: 

I. Die Berufung wird zurückgewiesen. 

II. Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens. Gerichts­

kosten werden nicht erhoben. 

III. Das Urteil ist im Kostenpunkt vorläufig vollstreckbar. 

IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand: 

1 Der nach eigenen Angaben am 1993 in geborene Kläger ist äthio­

pischer Staatsangehöriger vom Volk der Amharen. Er gibt an, am 19. März 2014 auf 

dem Luftweg von Addis Abeba kommend über den Flughafen Frankfurt/Main in das 

Bundesgebiet eingereist zu sein. Am 2. April 2014 stellte er einen Asylantrag. 

2 Bei seiner Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (im Folgenden: 

Bundesamt) am 13. Oktober 2015 gab der Kläger an, sein Vater habe für die EPPF 

Medikamente aus Dschibuti geschmuggelt und an verschiedenen Orten gelagert, wo 

sie der Kläger abgeholt und nahe der Stadt an Leute der EPPF übergeben 

habe. Am . Januar 2014 sei sein Vater von der Polizei abgeholt worden. Der Klä­

ger sei verdächtigt worden, Dokumente seines Vaters zu verstecken. Das Lager sei 

von der Ortsverwaltung mit der Begründung versiegelt worden, sein Vater unterstütze 

Terroristen. In der Folge sei der Kläger mehrmals bei Autofahrten angehalten wor­

den; er habe Strafen zahlen müssen bzw. der Führerschein sei ihm entzogen wor­

den. Am . Januar 2014 sei er zum Polizeirevier verbracht worden. Man habe ihm 

zwei Fotos gezeigt, auf denen er beim Verladen großer Pakete mit Medikamenten zu 

sehen sei. Der Hauptmann habe die Namen der Personen auf den Fotos wissen 

wollen. Als er gesagt habe, diese nicht zu kennen, sei er geschlagen worden; ein 

Zahn sei ihm ausgeschlagen worden. Am . Januar 2014 sei er freigelassen worden 
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mit der Drohung, wenn er irgendetwas mache, ereile ihn das gleiche Schicksal wie 

seinen Vater. Am nächsten Tag sei er auf Anraten seines Bruders nach Addis Abeba 

gefahren und von dort am . März 2014 mithilfe eines Schleppers ausgereist. 

3 Als Beleg für seine exilpolit ischen Aktivitäten für die EPPFG legte der Kläger dem 

Bundesamt u.a. Bestät igungen vor, die eine Mitgliedschaft seit 9. August 2014 be¬ 

scheinigen. 

4 Mit Bescheid vom 12. Mai 2016 lehnte das Bundesamt den Asylantrag des Klägers 

(Nr. 2) sowie seinen Antrag auf Zuerkennung der Flüchtl ingseigenschaft (Nr. 1) und 

subsidiären Schutzes (Nr. 3) ab. Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 

Satz 1 AufenthG lägen nicht vor (Nr. 4). Die Abschiebung nach Äthiopien wurde an¬ 

gedroht, sollte keine Ausreise innerhalb von 30 Tagen erfolgen (Nr. 5). Das gesetzli¬ 

che Einreise- und Aufenthaltsverbot gemäß § 11 Abs. 1 AufenthG wurde auf 30 Mo¬ 

nate ab dem Tag der Abschiebung befristet (Nr. 6). Zur Begründung wurde u.a. aus¬ 

geführt, bei der Polizeigewalt handle es sich um einen „Amtswalterexzess", der durch 

äthiopische Sicherheitsbehörden häufiger verübt werde, sodass potenziell jeder Äthi¬ 

opier damit rechnen müsse. Die exilpolit ischen Tätigkeiten begründeten keinen 

Flüchtl ingsschutz, weil sie nicht über Aktivitäten einfacher Mitglieder hinausgingen. 

5 Am 30. Mai 2016 erhob der Kläger hiergegen beim Verwaltungsgericht Regensburg 

Klage. Mit Schriftsatz vom 6. September 2017 ließ er Tei lnahmebescheinigungen der 

EPPFG und Kopien von Lichtbi ldern von exilpolit ischen Veranstal tungen vorlegen. 

6 Das Verwaltungsgericht Regensburg hat die Klage mit Urteil vom 29. September 

2017 abgewiesen. Die Angaben des Klägers zu den Geschehnissen in Äthiopien und 

seiner Flucht seien nicht glaubhaft. Seine Angaben zu seinen Papieren bzw. die Tat¬ 

sache, dass er keinerlei Papiere vorgelegt habe, erweckten erhebliche Zweifel an 

seiner Identität und Glaubwürdigkeit. Bei der Schi lderung seines Verfolgungsschick¬ 

sals sei ein gehäuftes und fast musterart iges Auftreten von Abweichungen festzustel¬ 

len, sodass davon auszugehen sei, dass es sich nicht um selbst Erlebtes handle. Es 

sei auch nicht beachtl ich wahrscheinl ich, dass dem Kläger wegen seiner exilpoliti¬ 

schen Betätigung in Deutschland bei seiner Rückkehr eine Verfolgung drohe. Seine 

exilpolit ische Tätigkeit übersteige nicht das übliche Maß, sodass er von den äthiopi¬ 

schen Behörden nicht als „gefährl icher Oppositioneller" angesehen werde. 
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7 Gegen dieses Urteil richtet sich die vom Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 

29. Januar 2018 zugelassene Berufung. Zur Begründung macht der Kläger geltend, 

entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts vorverfolgt ausgereist zu sein. 

Jedenfalls drohe ihm aufgrund seiner exilpolit ischen Aktivitäten Verfolgung. Seit März 

2017 übe er die Funktion ..intelligence Regensburg and surrounded" in der EPPFG 

aus und betätige sich im „Wiederaufbau-Komitee". Als Beleg für seine exilpolit ischen 

Aktivitäten legte er Bescheinigungen der EPPFG, E D F M sowie Lichtbilder über die 

Tei lnahme an exilpolit ischen Veranstal tungen vor. Das Verwaltungsgericht Würzburg 

gehe in ständiger Rechtsprechung davon aus, dass einem äthiopischen Staatsange¬ 

hörigen, der sich - wie der Kläger für die EPPFG - in einem Mindestmaß für eine 

Organisat ion betätige, die einer als terroristisch eingestuften Vereinigung nahestehe, 

mit beachtl icher Wahrscheinl ichkeit eine asylrelevante Verfolgung drohe. Ungeachtet 

der Streichung von OLF, Ginbot7 und ONLF von der Terrorl iste sei es noch zu keiner 

vollständigen Änderung bei der Verfolgung Opposit ioneller gekommen. Tausende 

polit ische Gefangene befänden sich weiter in Haft ; im September 2018 sei es wieder 

zu Massenverhaftungen gekommen. Die positiven Veränderungen unter Abiy Ahmed 

bzw. dessen Handlungen seien in der EPRDF äußerst umstritten. Das Nachgeben 

Abiy Ahmeds gegenüber der Opposit ion habe der nicht mehr beherrschbaren Situati¬ 

on in Äthiopien gegolten, ohne dass dies zu einem vollständigen Umdenken in der 

EPRDF und insbesondere der TPLF geführt habe. Die Amnest ieregelung sei hier 

nicht relevant, weil die sechsmonat ige Antragsfrist inzwischen abgelaufen sei. 

8 Der Kläger beantragt, 

9 die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Verwaltungsgerichts Regensburg 

vom 29. September 2017 zu verpfl ichten, ihm die Flüchtl ingseigenschaft zuzu¬ 

erkennen, ihm hilfsweise subsidiären Schutz zuzuerkennen sowie hilfsweise 

festzustel len, dass bei ihm ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 und 

Abs. 7 Satz 1 AufenthG bezüglich Äthiopien vorliegt. 

10 Die Beklagte beantragt, 

1 1 die Berufung zurückzuweisen. 

12 Sie verteidigt das angefochtene Urteil. 
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13 Der Senat hat durch Beschluss vom 26. März 2018 zu verschiedenen Fragen Beweis 

erhoben durch Einholung einer amtl ichen Auskunft des Auswärt igen Amts bzw. 

schriftl icher Gutachten von Amnesty Internat ional , des GIGA-Inst i tuts für Afrika¬ 

Studien und der Schweizerische Flüchtlingshilfe u.a. zu der Frage, ob nach der aktu¬ 

ellen innenpolit ischen Lage in Äthiopien äthiopischen Staatsangehörigen, allein weil 

sie (einfaches) Mitglied einer in Deutschland exilpolitisch tätigen, von der äthiopi¬ 

schen Regierung als Terrororganisation eingestuften oder einer ihr nahestehenden 

Organisat ion sind, ohne in dieser Organisat ion eine herausgehobene Stellung inne¬ 

zuhaben, bei ihrer Rückkehr nach Äthiopien von staatl icher Seite schwere physische 

oder psychische Misshandlungen oder Haft auf best immte oder unbest immte Zeit 

drohen. 

14 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbr ingens der Beteil igten 

wird auf die Gerichtsakten und die von der Beklagten vorgelegten Behördenakten 

Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe: 

15 Die zulässige Berufung ist nicht begründet. 

16 Das Verwaltungsgericht hat zu Recht angenommen, dass die Ablehnung der in der 

Berufungsinstanz noch geltend gemachten Ansprüche im Bescheid des Bundesamts 

vom 12. Mai 2016 rechtmäßig ist und den Kläger nicht in seinen Rechten verletzt 

(§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). Es kann offen ble iben, ob dem Kläger die Ansprüche 

im Zeitpunkt der erstinstanzlichen Entscheidung zustanden. Der Kläger hat jedenfalls 

in dem nach § 77 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 AsylG maßgebl ichen Zeitpunkt der mündli¬ 

chen Verhandlung vor dem Senat weder einen Anspruch auf Zuerkennung der 

Flüchtl ingseigenschaft gemäß § 3 Abs. 1 AsylG (vgl. unten Ziff. I.) noch auf subsidiä­

ren Schutz gemäß § 4 Abs. 1 AsylG (vgl. unten Ziff. II.). Auch ein Anspruch auf Fest¬ 

stellung des Vorl iegens der Voraussetzungen eines nationalen Abschiebungsverbots 

nach § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 EMRK (vgl. unten Ziff. III.) oder nach § 60 

Abs. 7 Satz 1 AufenthG (vgl. unten Ziff. IV.) steht dem Kläger nicht zu. 

17 I. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtl ingseigenschaft ge¬ 

mäß § 3 Abs. 1 AsylG. 
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18 1. Gemäß § 3 Abs. 4 AsylG wird einem Ausländer, der Flüchtling nach § 3 Abs. 1 

AsylG ist, die Flüchtl ingseigenschaft zuerkannt, sofern nicht die in dieser Bestim¬ 

mung angeführten - hier nicht einschlägigen - besonderen Voraussetzungen nach 

§ 60 Abs. 8 AufenthG erfüllt sind. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer Flücht¬ 

ling im Sinne der Genfer Flüchtl ingskonvention vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II 

S. 559 , 560) , wenn er sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner 

Rasse , Rel ig ion, Nationali tät, polit ischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer 

best immten sozialen Gruppe (Verfolgungsgründe) außerhalb des Landes (Herkunfts¬ 

land) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er nicht in 

Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will. 

19 Als Verfolgung gelten nach § 3a Abs. 1 AsylG Hand lungen, die auf Grund ihrer 

Art oder Wiederholung so gravierend s ind, dass sie eine schwerwiegende Verletzung 

der grundlegenden Menschenrechte darstellen (Nr. 1), oder die in einer Kumulierung 

unterschiedlicher Maßnahmen bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person 

davon in ähnlicher wie der in Nr. 1 beschriebenen Weise betroffen ist (Nr. 2). Diese 

Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 2011 (ABl. L 337 S. 9 - im Folgenden: RL 2011/95/EU) umset¬ 

zende Legaldefinit ion der Verfolgungshandlung erfährt in § 3a Abs. 2 AsylG im Ein¬ 

klang mit Art. 9 Abs. 2 RL 2011/95/EU eine Ausgestal tung durch einen nicht ab¬ 

schl ießenden Katalog von Regelbeispielen. Die Annahme einer Verfolgungshandlung 

setzt einen gezielten Eingriff in ein nach Art. 9 Abs. 1 RL 2011/95/EU geschütztes 

Rechtsgut voraus (vgl. BVerwG, U.v. 19.4.2018 - 1 C 29.17 - NVwZ 2018, 1408 = 

juris Rn. 11). Akteure, von denen Verfolgung ausgehen kann, sind unter anderem 

gemäß § 3c Nr. 1 und 2 AsylG der Staat und Parteien oder Organisat ionen, die den 

Staat oder einen wesent l ichen Teil des Staatsgebiets beherrschen. Zwischen den 

genannten Verfolgungsgründen und den genannten Verfolgungshandlungen muss 

eine Verknüpfung bestehen (§ 3a Abs. 3 AsylG), wobei es unerheblich ist, ob der 

Ausländer tatsächlich die Merkmale der Rasse oder die religiösen, nationalen, sozia¬ 

len oder polit ischen Merkmale aufweist, die zur Verfolgung führen, sofern ihm diese 

Merkmale von seinem Verfolger zugeschrieben werden (§ 3b Abs. 2 AsylG). 

20 Die Furcht vor Verfolgung ist im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG begründet, wenn dem 

Ausländer die vorgenannten Gefahren aufgrund der in seinem Herkunftsland gege¬ 

benen Umstände in Anbetracht seiner individuellen Lage tatsächlich, das heißt mit 

beachtl icher Wahrscheinl ichkeit drohen. Für die Verfolgungsprognose gilt ein einheit¬ 

licher Wahrscheinl ichkeitsmaßstab, auch wenn der Antragstel ler Vorverfolgung erlit-



- 7 -

ten hat. Dieser im Tatbestandsmerkmal „aus der begründeten Furcht vor Verfo lgung" 

des Art. 2 Buchst. d RL 2011/95/EU enthaltene Wahrscheinl ichkeitsmaßstab orien¬ 

tiert sich an der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrech¬ 

te, der bei der Prüfung des Art. 3 EMRK auf die tatsächliche Gefahr („real risk") ab¬ 

stellt; das entspricht dem Maßstab der beachtl ichen Wahrscheinl ichkeit (vgl. 

BVerwG, U.v. 19.4.2018 - 1 C 29.17 - NVwZ 2018, 1408 = juris Rn. 14; U.v. 

1.6.2011 - 10 C 25.10 - BVerwGE 140, 22 = juris Rn. 22). 

2 1 Vorverfolgte bzw. geschädigte Asylantragsteller werden durch die Beweiserleichte¬ 

rung des Art. 4 Abs. 4 der Richtlinie 2011/95/EU privilegiert. Wer bereits Verfolgung 

bzw. einen ernsthaften Schaden erlitten hat, für den streitet die tatsächliche Vermu¬ 

tung, dass sich frühere Handlungen und Bedrohungen bei einer Rückkehr in das 

Herkunftsland wiederholen werden. Die Vorschrift misst den in der Vergangenhei t lie¬ 

genden Handlungen oder Bedrohungen eine Beweiskraft für die Wiederholung in der 

Zukunft bei, wenn sie eine Verknüpfung mit dem Verfolgungsgrund aufweisen (vgl. 

BVerwG, U.v. 19.4.2018 - 1 C 29.17 - NVwZ 2018, 1408 = juris Rn. 15; EuGH, U.v. 

2.3.2010 - Rs. C-175/08 u.a. - NVwZ 2010, 505 = juris Rn. 94). Diese Vermutung 

kann aber widerlegt werden. Hierfür ist erforderlich, dass stichhaltige Gründe die 

Wiederholungsträchtigkeit solcher Verfolgungshandlungen entkräften (vgl. BVerwG, 

U.v. 27.4.2010 - 10 C 5.09 - BVerwGE 136, 377 = juris Rn. 23). 

22 Der Maßstab der beachtl ichen Wahrscheinl ichkeit erfordert die Prüfung, ob bei einer 

zusammenfassenden Würdigung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts die 

für eine Verfolgung sprechenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und des¬ 

halb gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen. Dabei ist eine 

„qualif izierende" Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Abwägung aller 

festgestellten Umstände und ihrer Bedeutung anzulegen. Es kommt darauf an, ob in 

Anbetracht dieser Umstände bei einem vernünftig denkenden, besonnenen Men¬ 

schen in der Lage des Betroffenen Furcht vor Verfolgung hervorgerufen werden kann 

(vgl. BVerwG, U.v. 19.4.2018 - 1 C 29.17 - NVwZ 2018, 1408 = juris Rn. 14; U.v. 

20.2.2013 - 10 C 23.12 - BVerwGE 146, 67 = juris Rn. 32). Damit kommt dem quali¬ 

tativen Kriterium der Zumutbarkeit maßgebl iche Bedeutung zu. Eine Verfolgung ist 

danach beachtl ich wahrscheinl ich, wenn einem besonnenen und vernünftig denken¬ 

den Menschen in der Lage des Asylsuchenden nach Abwägung aller bekannten Um¬ 

stände eine Rückkehr in den Heimatstaat als unzumutbar erscheint (vgl. BVerwG, 

B.v. 7.2.2008 - 10 C 33.07 - DVBl 2008, 1255 = juris Rn. 37). 
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23 2. Nach diesen Maßstäben ist dem Kläger die Flüchtl ingseigenschaft nicht zuzuer¬ 

kennen. 

24 Infolge des den in das Berufungsverfahren eingeführten aktuellen Erkenntnisquellen 

zu entnehmenden grundlegenden Wandels der polit ischen Verhältnisse seit Apri l 

2018 und der daraus fo lgenden Situation für Opposit ionel le in Äthiopien kann im 

maßgebl ichen Zeitpunkt der mündl ichen Verhandlung weder angenommen werden, 

dass dem Kläger aufgrund der behaupteten früheren Ereignisse in Äthiopien (vgl. 

dazu unten a) noch infolge seiner exilpolit ischen Tätigkeit in Deutschland (vgl. dazu 

unten b) mit beachtl icher Wahrscheinl ichkeit eine an den Merkmalen des § 3 Abs. 1 

AsylG ausgerichtete, f lüchtl ingsrechtl ich relevante Verfolgung droht. 

25 a) Es kann offen bleiben, ob der Kläger vor seiner Ausreise aus Äthiopien im Jahr 

2014 aufgrund der Geschehnisse, die er bei seiner Anhörung vor dem Bundesamt 

geschildert hat, bereits verfolgt wurde oder von Verfolgung bedroht war und ob er 

deshalb die Vermutung des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU für sich in Anspruch neh¬ 

men kann. Denn selbst wenn man dies zu seinen Gunsten annimmt, sprechen infol¬ 

ge der grundlegenden Änderung der polit ischen Verhältnisse in Äthiopien nunmehr 

stichhaltige Gründe gegen die Wiederholung einer solchen Verfolgung, sodass die 

Beweiserleichterung des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EG nicht greift. Dies ergibt sich 

aus Folgendem: 

26 aa) Die politische Situation in Äthiopien hat sich für Regierungsgegner und Oppositi¬ 

onelle bereits seit Anfang 2018 deutl ich entspannt. Anfang des Jahres kündigte der 

damalige Premierminister Hei lemariam Desalegn nach zweijährigen andauernden 

Protesten Reformmaßnahmen und die Freilassung von polit ischen Gefangenen an. 

Am 15. Februar 2018 gab er bekannt, sein Amt als Regierungschef und Parteivorsit¬ 

zender der regierenden EPRDF (Ethiopian People's Revolutionary Democrat ic Front) 

niederzulegen, um den W e g für Reformen freizumachen. Dennoch verhängte die 

äthiopische Regierung am 16. Februar 2018 einen sechsmonat igen Ausnahmezu¬ 

stand mit der Begründung, Proteste und Unruhen verhindern zu wollen. Nachdem 

der Rat der EPRDF, die sich aus den vier regionalen Parteien TPLF (Tigray People's 

Liberation Front), A N D M (Amhara National Democrat ic Movement), O P D O (Oromo 

People's Democrat ic Organisation) und SEPDM (Southern Ethiopian Peoples' De¬ 

mocratic Movement) zusammensetzt , Abiy Ahmed mit 108 von 180 St immen zum 

Premierminister gewählt hatte (vgl. Stiftung Wissenschaft und Polit ik/Deutsches Insti¬ 

tut für Internationale Politik und Sicherheit, SWP-Aktuel l von Juni 2018, „Abiy Super-
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star - Reformer oder Revolutionär" [im Folgenden: SWP-Aktuel l von Juni 2018]; Mi¬ 

nistry of Immigration and Integration, The Danish Immigration Service, Ethiopia: Poli¬ 

tical situation and treatment of opposit ion, September 2018, Deutsche (Tei l)-Überset-

zung [im Folgenden: The Danish Immigration Service] S. 11), wurde dieser am 

2 . April 2018 als neuer Premierminister vereidigt. Zwar kommt Abiy Ahmed ebenfalls 

aus dem Regierungsbündnis der EPRDF, ist aber der Erste in diesem Amt, der in 

Äthiopien der Ethnie der Oromo angehört (vg l . Amnesty International, Stel lungnahme 

vom 11.7.2018 zum Beweisbeschluss des Verwaltungsgerichtshofs vom 26.3.2018 

S. 1), der größten ethnischen Gruppe Äthiopiens, die sich jahrzehntelang gegen wirt¬ 

schaftl iche, kulturelle und polit ische Marginalisierung wehrte (vgl. Auskunft der 

Schweizerischen Flüchtl ingshil fe-Länderanalyse vom 26.9.2018 zum Beweisbe¬ 

schluss des Verwaltungsgerichtshofs vom 26.3.2018 [im Folgenden: Schweizerische 

Flüchtlingshilfe] S. 5). 

27 Seit seinem Amtsantrit t hat Premierminister Abiy Ahmed eine Vielzahl t iefgreifender 

Reformen in Äthiopien umgesetzt. Mitte Mai 2018 wurden das Kabinett umgebildet 

und altgediente EPRDF-Funkt ionsträger abgesetzt; die Mehrheit des Kabinetts be¬ 

steht nun aus Oromo. Die bisher einflussreiche TPLF, die zentrale Stellen des 

Machtapparates und der Wirtschaft unter ihre Kontrol le gebracht hatte (vgl. Auswär¬ 

tiges Amt, Ad-hoc-Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Äthiopi¬ 

en vom 17.10.2018 [im Folgenden: AA, Ad-hoc-Bericht] S. 8), stellt nur noch zwei 

Minister (vgl. SWP-Aktuel l von Juni 2018). Auch der bisherige Nachr ichten- und Si¬ 

cherheitsdienstchef und der Generalstabschef wurden ausgewechselt (vgl. Auswärti¬ 

ges Amt, Stel lungnahme an den Verwaltungsgerichtshof vom 14.6.2018 S. 1; „Focus 

Äthiopien - Der politische Umbruch 2018" vom 16. Januar 2019 der Schweizer ischen 

Eidgenossenschaft, Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement, Staatssekreta¬ 

riat für Migration SEM [im Folgenden: SEM] S. 8 f.). Die renommierte Menschen¬ 

rechtsanwält in Meaza Ashenaf i wurde zur ranghöchsten Richterin des Landes er¬ 

nannt (vgl. Republ ik Österreich, Länderinformationsblatt des Bundesamts für Frem¬ 

denwesen und Asyl, Äthiopien vom 8.1.2019 [im Folgenden: BFA Länderinformati­

onsblatt] S. 6; SEM S. 7). Am 5. Juni 2018 wurde der am 16. Februar 2018 verhäng¬ 

te sechsmonat ige Ausnahmezustand vorzeitig beendet. Mit dem benachbarten Erit¬ 

rea wurde ein Fr iedensabkommen geschlossen und Opposit ionsparteien eingeladen, 

aus dem Exil zurückzukehren (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 5 f.; The Danish 

Immigration Service S. 5, 10; SEM S. 6). 
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28 Gerade auch für (frühere) Opposit ionel le hat sich die Situation deutl ich und mit asyl¬ 

rechtlicher Relevanz verbessert. Bereits unmittelbar nach dem Amtsantrit t von Pre¬ 

mierminister Abiy Ahmed im April 2018 wurde das berüchtigte „Maekelawi-

Gefängnis" in Addis Abeba geschlossen, in dem offenbar insbesondere auch aus 

polit ischen Gründen verhaftete Gefangene verhört worden waren (vgl. The Danish 

Immigration Service S. 5, 14; BFA Länderinformationsblatt S. 2 4 ; AA, Ad-hoc-Bericht 

S. 17). Im August 2018 wurde auch das bis dahin für Folter berüchtigte „Jail Ogaden" 

in der Region Somali geschlossen (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 24 f.). In der 

ersten Jahreshälfte 2018 sind ca. 25.000 teilweise aus polit ischen Gründen inhaftier¬ 

te Personen vorzeitig entlassen worden. Seit Anfang des Jahres sind über 7.000 

politische Gefangene freigelassen worden, darunter führende Opposit ionspoli t iker 

wie der Opposit ionsführer der Region Oromia, Merera Gudina, und sein Stellvertreter 

Bekele Gerba (vgl. AA, Ad-hoc-Bericht S. 9 f.), weiterhin der Anführer von Ginbot7, 

Berghane Nega, der unter dem früheren Regime zum Tode verurteilt worden war, 

und der Kommandant der ONLF, Abdikarim Muse Qalbi Dhagah (vgl. Schweizerische 

Flüchtlingshilfe S. 6). Am 26. Mai 2018 wurde Andargachew Tsige, ein Führungsmit¬ 

glied von Ginbot7, begnadigt, der sich kurz nach seiner Entlassung öffentl ichwirksam 

mit Premierminister Abiy Ahmed getroffen hatte (vgl. AA, Ad-hoc-Bericht S. 10). Ne¬ 

ben führenden Politikern befinden sich unter den Freigelassenen auch Journalisten 

und Menschenrechtsakt iv isten (The Danish Immigration Service S. 13). 

29 Am 20. Juli 2018 wurde zudem ein al lgemeines Amnest iegesetz erlassen, nach wel¬ 

chem Personen, die bis zum 7. Juni 2018 wegen Verstoßes gegen best immte Artikel 

des äthiopischen Strafgesetzbuches sowie weiterer Gesetze, insbesondere wegen 

begangener politischer Vergehen, strafrechtlich verfolgt wurden, innerhalb von sechs 

Monaten einen Antrag auf Amnest ie stellen konnten (vgl. Auswärt iges Amt, Stellung¬ 

nahme an den Verwaltungsgerichtshof vom 7.2.2019 [im Folgenden: AA, Stel lung­

nahme vom 7.2.2019]; AA, Ad-hoc-Bericht S. 11 ; Schweizerische Flüchtlingshilfe 

S. 5; The Danish Immigration Service S. 14). 

30 Weiterhin wurde am 5. Juli 2018 die Einstufung der Untergrund- und Auslands¬ 

Opposit ionsgruppierungen Ginbot7 (auch Patriotic Ginbot7 oder PG7), OLF und 

ONLF (Ogaden National Liberation Front) als terroristische Organisat ionen durch das 

Parlament von der Terrorl iste gestrichen und die Opposi t ionsgruppen wurden einge¬ 

laden, nach Äthiopien zurückzukehren, um am polit ischen Diskurs tei lzunehmen (vgl. 

AA, Stel lungnahme vom 7.2.2019; AA, Ad-hoc-Bericht S. 18 f.; The Danish Immigra­

tion Service S. 5, 14 f.; SEM S. 15; VG Bayreuth, U. v. 31.10.2018 - B 7 K 17.32826 -
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juris Rn. 44 m.w.N.). Daraufhin sind sowohl Vertreter der O L F (Jawar Mohammed) 

als auch der Ginbot7 (Andargachew Tsige) aus der Diaspora nach Äthiopien zurück¬ 

gekehrt (vgl. The Danish Immigration Service S. 5, 14 f.; SEM S. 17, 19). Nach einem 

Treffen des Gründers und Vorsi tzenden der Ginbot7 (Berhanu Nega) mit Premiermi¬ 

nister Abiy Ahmed im Mai 2018 hat die Ginbot7 der Gewalt abgeschworen (SEM 

S. 17). Die O N L F verkündete am 12. August 2018 einen einseit igen Waffensti l lstand 

und unterzeichnete am 2 1 . Oktober 2018 ein Fr iedensabkommen mit der äthiopi¬ 

schen Regierung (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 22; SEM S. 24 f.). 1.700 Re¬ 

bellen der ONLF in Äthiopien haben inzwischen ihre Waffen niedergelegt (vgl. Neue 

Züricher Zeitung vom 9.2.2019 „Separatisten in Äthiopien legen Waffen nieder"). Am 

7. August 2018 unterzeichneten Vertreter der äthiopischen Regierung und der OLF in 

Asmara (Eritrea) ein Versöhnungsabkommen. Am 15. September 2018 wurde in 

Addis Abeba die Rückkehr der OLF unter der Führung von Dawud Ibsa gefeiert. Die 

Führung der OLF kündigte an, nach einer Aussöhnung mit der Regierung fortan ei¬ 

nen friedlichen Kampf für Reformen führen zu wol len (vgl. Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge, Briefing Notes vom 17.9.2018 - Äthiopien; SEM S. 19; Schweizeri­

sche Flüchtlingshilfe S. 5; W E L T vom 15.9.2018, „Zehntausende begrüßen Rückkehr 

der Oromo-Rebel len in Äthiopiens Hauptstadt"). In den vergangenen sechs Monaten 

sind verschiedene herausgehobene äthiopische Exilpolitiker nach Äthiopien zurück¬ 

gekehrt, die nunmehr teilweise aktive Rollen im polit ischen Geschehen haben (vgl. 

AA, Stel lungahme vom 7.2.2019). So wurde etwa die Opposit ionspolit ikerin Birtukan 

Mideksa, die Anfang November 2018 nach sieben Jahren Exil in den Vereinigten 

Staaten zurückkehrte, am 23. November 2018 zur Vorsi tzenden der nationalen 

Wahlkommission gewählt (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 23; SEM S. 7). 

3 1 Schließlich wurden Verbote für soziale Medien aufgehoben. Im Juni 2018 hat die 

Regierung beschlossen, eine Reihe von Websei ten, Blogs, Radio- und TV-Sendern 

zu entsperren, die für die Bevölkerung vorher nicht zugängl ich gewesen sind. Dies 

betraf nach Bericht eines nationalen Beobachters auch die beiden in der Diaspora 

angesiedelten TV-Sender ESAT und OMN (vgl. The Danish Immigration Service 

S. 12); die Anklage gegen den Leiter des OMN, Jawar Mohammed, wurde fallenge¬ 

lassen (vgl. BFA Länderinformationsblatt, S. 22). 

32 Unter Zugrundelegung dieser positiven Entwicklungen ist nicht anzunehmen, dass 

bei einem vernünftig denkenden, besonnenen Menschen in der Lage des Klägers mit 

beachtl icher Wahrscheinl ichkeit aufgrund der von ihm angegebenen früheren opposi¬ 

tionellen Tätigkeit und Flucht noch Furcht vor Verfolgung hervorgerufen werden 
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kann. Insbesondere ist nicht ersichtlich, dass der Kläger für den Fall einer früheren 

Unterstützung der EPPF durch die Beteil igung an einem Medikamentenschmuggel 

seines Vaters in Äthiopien verfolgt werden könnte. Vor allem aufgrund der Tatsache, 

dass die EPPF der Ginbot7 nahesteht (der Armeef lügel der EPPF wurde 2006 mit 

Ginbot7 verschmolzen, vgl. AA, Stel lungnahme an den Verwaltungsgerichtshof vom 

14.6.2018 S. 2; im Jahr 2015 haben sich Ginbot7 und EPPF zum Bündnis „Arbe-

gnoch - Ginbot7 for Unity and Democracy Movement (AGUDM)" zusammenge¬ 

schlossen, vgl. GIGA - Leibniz-Institut für Globale und Regionale Studien, Stellung¬ 

nahme vom 19.5.2018 an den Verwaltungsgerichtshof S. 5) und Ginbot7 von der 

Terrorliste gestrichen wurde, tausende von polit ischen Gefangenen freigelassen 

wurden und in den vergangenen Monaten sogar ehemals führende Opposit ionspoli t i ­

ker unbehell igt nach Äthiopien zurückgekehrt sind, spricht alles dafür, dass auch der 

Kläger trotz einer eventuel len früheren Verfolgung im Falle seiner Rückkehr keiner 

der in § 3a AsylG aufgeführten Verfolgungshandlungen (mehr) ausgesetzt sein wird. 

33 bb) Zwar haben die Reformbestrebungen des neuen Premierministers auch Rück¬ 

schläge erlitten. So ist es in Äthiopien in den vergangenen Monaten mehrfach zu 

gewalttätigen Zusammenstößen zwischen der Regierung und der Bevölkerung ge¬ 

kommen. Auch leidet das Land mehr denn je unter ethnischen Konflikten (vgl. The 

Danish Immigration Service S. 11). Am 15. September 2018 kam es nach Rückkehr 

der Führung der OLF zu gewal tsamen Auseinandersetzungen zwischen Demonst¬ 

ranten verschiedener Lager sowie zwischen Demonstranten und Sicherheitskräften, 

die zahlreiche Todesopfer und Verletzte gefordert haben. Zu weiteren Todesopfern 

kam es, als tausende Menschen gegen diese Gewaltwelle protestierten (vgl. BFA 

Länderinformationsblatt S. 8, 19; Schweizerische Flüchtlingshilfe S. 7). Bei einer 

Demonstrat ion gegen die Untätigkeit der Regierung bezüglich der ethnisch motivier¬ 

ten Zusammenstöße im ganzen Land vertrieb die Polizei die Demonstranten gewalt¬ 

sam und erschoss dabei fünf Personen. Insgesamt 28 Menschen fanden bei den 

Zusammenstößen angeblich den Tod. Kurz darauf wurden mehr als 3.000 junge 

Personen festgenommen, davon 1.200 wegen ihrer Tei lnahme an der Demonstrat ion 

gegen ethnische Gewalt (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe S. 7), die laut Angaben 

der Polizei nach „Resozial isierungstrainings" allerdings wieder entlassen wurden (vgl. 

AA, Ad-hoc-Bericht S. 11 ; SEM S. 20). Auch soll die äthiopische Luftwaffe bei Angrif¬ 

fen im Regionalstaat Oromia am 12./13. Januar 2019 sieben Zivilisten getötet haben. 

Die Regierung räumte hierzu ein, Soldaten in die Region verlegt zu haben, warf der 

OLF aber kriminelle Handlungen vor. Mit einer Militäroffensive sollte die Lage wieder 
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stabilisiert werden (vgl. BAMF, Briefing Notes vom 2 1 . Januar 2019 - Äthiopien; vgl. 

auch SEM S. 21 f.). 

34 Auch in den Regionen sind Gewaltkonfl ikte nach wie vor nicht unter Kontrol le (vgl. 

BFA Länderinformationsblatt S. 6 f.; SEM S. 30 ff.). In den Regionen Oromia, 

SNNPR, Somali , Benishangul Gumuz, Amhara und Tigray werden immer mehr Men¬ 

schen durch Gewalt vertr ieben. Aufgrund der Ende September 2018 in der Region 

Benishangul Gumuz einsetzenden Gewalt wurden schätzungsweise 240.000 Men¬ 

schen vertr ieben (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 8 f.). Rund um den Grenz¬ 

übergang Moyale kam es mehrfach, zuletzt Mitte Dezember 2018, zu gewal tsamen 

Zusammenstößen zwischen den Volksgruppen der Somal i - und Oromia-Region so¬ 

wie den Sicherheitskräften, bei denen zahlreiche Todesopfer zu beklagen waren. 

Über 200.000 Menschen sind seit Juli 2018 vor ethnischen Konflikten in der Somali¬ 

Region geflohen (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 9 f.). Auch in der Region Be-

nishangul Gumuz sind bewaffnete Opposit ionsgruppen und Banden aktiv und es 

bestehen Konflikte zwischen verfeindeten Ethnien, welche regelmäßig zu gewalttäti¬ 

gen Auseinandersetzungen führen. Trotz des Einsatzes von Sicherheitskräften des 

Bundes zur Unterdrückung der Gewalt dauern die Konflikte weiterhin an. Ebenso gibt 

es an der Grenze zwischen der Region Oromia und der SNNPR bewaffnete Ausei¬ 

nandersetzungen. Insgesamt erhöhte sich die Zahl an Binnenflüchtl ingen in Äthiopi¬ 

en deswegen allein in der ersten Jahreshälfte 2018 auf etwa 1,4 Mill ionen Menschen 

(vgl. Neue Züricher Zeitung vom 27.12.2018, „Äthiopiens schmaler Grat zwischen 

Demokratie und Chaos"). 

35 Bei diesen Ereignissen handelt es sich nach Überzeugung des Senats auf der 

Grundlage der angeführten Erkenntnismittel aber nicht um gezielte staatliche Verfol¬ 

gungsmaßnahmen gegen Opposit ionelle wegen ihrer polit ischen Überzeugung, son¬ 

dern um Vorfäl le in der Umbruchsphase des Landes bzw. um Geschehnisse, die sich 

nicht als Ausdruck wil lentl icher und zielgerichteter staatlicher Rechtsverletzungen, 

sondern als Maßnahmen zur Ahndung kriminellen Unrechts oder als Abwehr allge¬ 

meiner Gefahrensituat ionen darstellen (vgl. AA, Auskunft vom 7.2.2019 gegenüber 

dem Verwaltungsgericht Dresden, S. 2). Dies zeigt etwa auch die Tatsache, dass 

das äthiopische Par lament am 24. Dezember 2018 ein Gesetz zur Einrichtung einer 

Versöhnungskommission verabschiedet hat, deren Hauptaufgabe es ist, der inner¬ 

gemeinschaft l ichen Gewalt ein Ende zu setzen und Menschenrechtsver letzungen im 

Land zu dokument ieren (vgl. BFA Länderinformationsblatt S. 20). Am 20. Dezember 

2018 hat das äthiopische Repräsentantenhaus als Reaktion auf die ethnischen Kon-
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flikte zudem beschlossen, auf Bundesebene eine Kommission für Verwaltungsgren¬ 

zen und Identitätsfragen zu schaffen (vgl. SEM S. 32 f.). 

36 cc) Soweit der Kläger geltend macht, die Situation in Äthiopien sei trotz des politi¬ 

schen Umbruchs noch nicht stabil, ist dies tatsächlich nicht von der Hand zu weisen. 

Dem kommt nach Auffassung des Senats aber asylrechtl ich keine ausschlaggeben¬ 

de Bedeutung zu. Dem Kläger ist zuzugestehen, dass trotz der t iefgreifenden Verän¬ 

derungen in Äthiopien seit der Machtübernahme von Premierminister Abiy Ahmed 

die Verhältnisse noch nicht als gefestigt gewertet werden können. Dafür dürfte vor 

allem der Umstand sprechen, dass sich nach dem Machtantritt des neuen Premier¬ 

ministers, der vor allem mit den St immen aus Oromia und Amhara, aber gegen die 

St immen der Tigray und der Vertreter der Region der südlichen Nat ionen gewählt 

wurde, die Spannungen zwischen der regierenden EPRDF, die bislang von der Eth¬ 

nie ihrer Gründungsgruppe TPLF dominiert wurde, welche die Tigray repräsentiert, 

und der Region Tigray in jüngster Zeit verschärft haben, offenbar nachdem die Re¬ 

gierung gegen Mitglieder der TPLF vorgegangen war. Als Folge der veränderten 

Machtverhältnisse innerhalb der Führung der EPDRF sind neue Formen der ethnisch 

motivierten Gewalt aufgetreten (vgl. The Danish Immigration Service S. 9, 11 ; SEM 

S. 8 ff., 26), die vor allem in den Regionen nach wie vor nicht unter Kontrolle sind. 

Hierdurch ist die Zahl der Binnenflüchtl inge erheblich gestiegen und die Gefahr einer 

Tei lung des Landes bleibt nicht ausgeschlossen (vgl. BFA Länderinformationsblatt 

S. 7; Neue Züricher Zeitung vom 27.12.2018, „Äthiopiens schmaler Grat zwischen 

Demokratie und Chaos"). Auch auf Premierminister Abiy Ahmed selbst wurde bereits 

ein Anschlag verübt (SEM S. 9; nordbayern.de vom 18.11.2018 „Für eine Rückkehr 

nach Äthiopien ist es viel zu früh"; vgl. SWP-Aktuel l Nr. 32 von Juni 2018, „Abiy-

Superstar - Reformer oder Revolutionär") und gegen ihn ein Putschversuch unter¬ 

nommen (vgl. SEM S. 29). 

37 Für das Vorl iegen „stichhaltiger Gründe" im Sinn des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU, 

durch die die Vermutung der Wiederholung einer Vorverfolgung widerlegt wird, ist es 

aber nicht erforderlich, dass die Gründe, die die Wiederholungsträcht igkeit einer Vor¬ 

verfolgung entkräften, dauerhaft beseitigt sind. Soweit in Tei len der Literatur und der 

Rechtsprechung - ohne genauere Auseinandersetzung mit der insoweit einschlägi¬ 

gen Best immung des Art. 11 Abs. 2 RL 2011/95/EU - die Auffassung vertreten wird, 

dass die nach Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU maßgebenden stichhaltigen Gründe kei¬ 

ne anderen Gründe sein könnten als die, die im Rahmen der „Wegfal l der Umstände -

Klausel" des Art. 11 Abs. 1 Buchstabe e und f RL 2011/95/EU maßgebend sind (vgl. 

http://nordbayern.de
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Marx, Handbuch zum Flüchtl ingsschutz, Erläuterungen zur Qualifikationsrichtlinie, 

2. Aufl. 2012, § 29 Rn. 58; VGH BW, U.v. 27.8.2014 - A 11 S 1128/14 - Asy lmaga­

zin 2014, 389 = juris Rn. 34; U.v. 3.11.2016 - A 9 S 303/15 - juris Rn. 35; U.v. 

30.5.2017 - A 9 S 991/15 - juris Rn. 28), vermag dem der Senat nicht zu folgen. 

Anders als im Rahmen der Prüfung eines nachträglichen Grundes für das Erlöschen 

der Flüchtl ingseigenschaft gemäß Art. 11 Abs. 1 Buchstabe e und f RL 2011/95/EU, 

bei der nach Art. 11 Abs. 2 RL 2011/95/EU zu untersuchen ist, ob die Veränderung 

der Umstände, aufgrund derer ein Drit tstaatangehöriger oder ein Staatenloser als 

Flüchtling anerkannt wurde, erheblich und nicht nur vorübergehend ist, sieht die Re¬ 

gelung des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU eine solche Untersuchung nicht vor. 

38 Eine entsprechende Heranziehung des Art. 11 Abs. 2 RL 2011/95/EU im Rahmen 

der Prüfung des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU scheidet nach Auffassung des Senats 

aus, weil die Sach- und Interessenlage in beiden Fällen nicht vergleichbar ist. Wäh¬ 

rend es im Rahmen des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU nämlich um eine Beweiser¬ 

leichterung für die erstmalige Anerkennung eines Asylsuchenden als Flüchtling geht, 

betrifft Art. 11 RL 2011/95/EU, der seine Umsetzung in den §§ 72 ff. Asy lG erfahren 

hat, die Beendigung und das Erlöschen des Flüchtl ingsstatus nach einer bereits er¬ 

folgten Anerkennung. Im letzteren Fall hat der Betroffene also bereits einen gesicher¬ 

ten Rechtsstatus erhalten, der ihm nach dem Wil len des Richtl iniengebers aus Grün¬ 

den des Vertrauensschutzes nur unter engen Voraussetzungen wieder entzogen 

können werden soll (vgl. zur gleichlautenden (Vorgänger-)Regelung des Art. 11 Abs. 2 

der Richtlinie 2004/83/EG: Kommiss ion der Europäischen Gemeinschaften, Vor¬ 

schlag für eine Richtlinie des Rates, KOM(2001) 510 endgültig, S. 26 f., wonach „der 

Mitgliedstaat, der sich auf die Beendigungsklausel beruft, sicherstellen muss, dass 

Personen, die das Land aus zwingenden, auf früheren Verfolgungen oder dem Erlei¬ 

den eines ernsthaften nicht gerechtfertigten Schadens beruhenden Gründen nicht 

verlassen wollen, ein angemessener Status zuerkannt wird und sie die erworbenen 

Rechte behalten"; vgl. auch zum Erlöschen des subsidiären Schutzes nach Art. 16 

RL 2011/95/EU die Schlussanträge des Generalanwalts Yves Bot vom 24.1.2019 zur 

Rechtssache C-720/17, wonach „nach dem Wil len des Unionsgesetzgebers die Ver¬ 

änderung so wesentl ich und nicht nur vorübergehend sein muss, dass zuerkannte 

Status nicht ständig in Frage gestellt werden, wenn sich die Lage im Herkunftsland 

der Begünstigten kurzfristig ändert, was diesen die Stabilität ihrer Situation garan¬ 

tiert"). An einem entsprechenden Vertrauensschutz fehlt es, wenn ein Kläger sein 

Heimatland zwar vorverfolgt im Sinn des Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU ver lassen hat, 

ihm jedoch noch kein Flüchtl ingsstatus zuerkannt wurde. Etwas anderes lässt sich 
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auch nicht dem von der zitierten Rechtsprechung und Literatur in Bezug genomme­

nen Urteil des EuGH vom 2. März 2010 (Az. C-175/08 u.a. - NVwZ 2010, 505 - Ab¬ 

dullah) entnehmen, zumal auch diese Entscheidung lediglich das Erlöschen des 

Flüchtl ingsstatus betrifft. 

39 b) Ebenso wenig ergibt sich nach aktueller Auskunftslage die Gefahr politischer Ver¬ 

folgung aufgrund von Umständen nach der Ausreise des Klägers aus Äthiopien (sog. 

Nachfluchtgründe, § 28 Abs. 1a AsylG). Insbesondere ist die exilpolit ische Betäti¬ 

gung des Klägers in Deutschland für die der Ginbot7 nahestehenden EPPFG (Ethio¬ 

pian People Patriotic Front Guard) infolge der Veränderung der polit ischen Verhält¬ 

nisse in Äthiopien nicht (mehr) geeignet, eine derartige Furcht zu begründen. 

40 Insoweit gelten die obigen Ausführungen (vgl. unter Rn. 26 ff.) entsprechend. Auf¬ 

grund der jüngsten gesetzl ichen Regelungen und der Maßnahmen der Regierung 

unter Führung von Premierminister Abiy Ahmed, insbesondere der Streichung der 

Ginbot7 von der Terrorl iste und der Rückkehr namhafter Exilpolitiker, kann nicht 

(mehr) angenommen werden, dass äthiopische Staatsangehörige aufgrund ihrer 

exilpolit ischen Tätigkeit, etwa weil sie - wie der Kläger - (einfaches) Mitglied der 

EPPFG sind oder waren oder weil sie diese Organisat ion durch die Tei lnahme an 

Demonstrat ionen oder Versammlungen unterstützt haben, im Fall ihrer Rückkehr mit 

beachtl icher Wahrscheinl ichkeit von flüchtl ingsrechtl ich relevanten Verfolgungsmaß¬ 

nahmen bedroht sind (vgl. ebenso VG Bayreuth, U.v. 31.10.2018 - B 7 K 17.32826 -

juris Rn. 48; V G Regensburg, U.v. 13.11.2018 - RO 2 K 17.32132 - juris Leitsatz 

und Rn. 34; V G Düsseldorf, U.v. 13.12.2018 - 6 K 4004/17.A - juris Rn. 54). Dies 

bestätigt auch die Einschätzung des Auswärt igen Amts, wonach aktuell nicht davon 

auszugehen ist, dass eine (einfache) Mitgliedschaft in einer in Deutschland exilpoli¬ 

t isch tät igen Organisation, die in Äthiopien nicht (mehr) als Terrororganisat ion einge¬ 

stuft ist, bzw. in einer ihr nahestehenden Organisation bei aktueller Rückkehr nach 

Äthiopien negative Auswirkungen nach sich zieht (vgl. AA, Stellungnahme vom 7.2.2019 

S. 2). Ähnlich äußerte sich ein Vertreter der Britischen Botschaft, nach dessen Einschät¬ 

zung es Mitgliedern der Diaspora, die sich entscheiden, nach Äthiopien zurückzukehren, 

erlaubt ist, sich wieder als Bürger in die Gesellschaft zu integrieren und etwa auch Pri¬ 

vatunternehmen zu gründen (vgl. The Danish Immigration Service S. 19). 

41 Auch aufgrund seiner innerhalb der EPPFG übernommenen Funkt ion zur Werbung 

und Aufklärung von Mitgliedern („intell igence Regensburg and surrounded" bzw. 

„Wiederaufbau-Komitee") drohen dem Kläger bei einer Rückkehr nach Äthiopien 
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nicht (mehr) mit beachtl icher Wahrscheinl ichkeit f lüchtl ingsrechtl ich relevante Verfol¬ 

gungshandlungen. Der Senat vermag aus den hierzu in der mündl ichen Verhandlung 

gegebenen Schi lderungen des Klägers (vgl. S. 3 f. der Sitzungsniederschrift vom 

12.3.2019) schon nicht zu erkennen, inwieweit damit eine „Leitungsfunktion" in der 

EPPFG wahrgenommen würde. Hinzu kommt, dass der Kläger nach eigener Darstel¬ 

lung seit etwa einem Jahr an keiner exilpolit ischen Versammlung mehr tei lgenom¬ 

men hat (vgl. S. 3 der Sitzungsniederschrift vom 12.3.2019). Abgesehen davon be¬ 

gründet infolge der grundlegenden Änderung der polit ischen Verhältnisse in Äthiopi¬ 

en seit April 2018 allein die Tatsache, dass sich äthiopische Asylbewerber in 

Deutschland exponiert (vgl. zu diesem Kriterium BayVGH, B.v. 14.11.2017 - 21 ZB 

17.31340 - juris Rn. 2; B.v. 14.7.2015 - 21 ZB 15.30119 - juris Rn. 5; U.v. 25.2.2008 

- 21 B 07.30363 - juris Rn. 16) exilpolitisch betätigt haben, grundsätzlich nicht mehr 

mit beachtl icher Wahrscheinl ichkeit eine relevante Verfolgungsgefahr; eine Rück¬ 

kehrgefährdung erscheint auf Basis der aktuellen Auskunftslage allenfalls noch in 

besonders gelagerten Ausnahmefäl len denkbar (vgl. BayVGH, U.v. 13.2.2019 - 8 B 

18.30257 - noch nicht veröffentlicht; ebenso V G Bayreuth, U.v. 5.9.2018 - B 7 K 

17.33349 - juris Rn. 64; ähnlich VG Regensburg, B.v. 19.6.2018 - RO 2 E 18.31617 -

juris Rn. 25; VG Ansbach, B.v. 11.10.2018 - AN 3 E 18.31175 - juris Rn. 36). Diese 

Einschätzung wird insbesondere dadurch belegt, dass inzwischen namhafte Vertreter 

der äthiopischen Exilopposition der Einladung des neuen Premierministers gefolgt 

und zurückgekehrt sind, um sich am politischen Diskurs in Äthiopien zu beteiligen (vgl. 

The Danish Immigration Service S. 5; BFA Länderinformationsblatt S. 5; SEM S. 15; 

vgl. e ingehend hierzu oben Rn. 30). 

42 Auch der Hinweis des Klägers auf regionale (ethnische) Konflikte rechtfertigt keine 

andere Einschätzung. Dass es in letzter Zeit nach ethnischen Auseinandersetzungen 

zu gewalttätigen Zusammenstößen von Oppositionsgruppen - insbesondere der OLF -

mit der Regierung gekommen ist (vgl. BAMF, Briefing Notes vom 2 1 . Januar 2019 -

Äthiopien), liegt nach der Überzeugung das Bestreben der Regierung zugrunde, be¬ 

waffnete Opposit ionsgruppen und Banden sowie bestehende Konflikte zwischen ver¬ 

feindeten Ethnien zu bekämpfen und durch hohe Präsenz von Regierungstruppen 

und Sicherheitskräften und gegebenenfal ls durch militärisches Eingreifen die Lage zu 

beruhigen (vgl. AA, Ad-hoc-Bericht S. 9; BFA Länderinformationsblatt S. 11 , 15; 

BAMF, Briefing Notes vom 2 1 . Januar 2019 - Äthiopien). Insoweit handelt es sich 

nicht um gezielte staatliche Ver fo lgungsmaßnahmen gegen Opposit ionelle, sondern 

um die Ahndung kriminellen Unrechts und die Abwehr al lgemeiner Gefahren. 
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43 Der Umstand, dass nach dem Amtsantrit t von Premierminister Abiy Ahmed weiterhin 

zahlreiche Personen ohne Anklage in Haft verbl ieben sind (vg l . AA, Ad-hoc-Bericht 

S. 6, 9), rechtfertigt ebenfalls nicht die Annahme, dass Rückkehrer aus dem Exil mit 

Ver fo lgungsmaßnahmen rechnen müssten, zumal nach Angaben eines nationalen 

Beobachters eine Reihe von Gefangenen schlichtweg „vergessen wurde" (vgl. The 

Danish Immigrat ion Service S. 13 f.). Der pauschale Einwand des Klägers, von dem 

gut aufgestellten äthiopischen National Intell igence and Security Service (NISS) wer¬ 

de niemand vergessen, weshalb eine Verfolgungsgefahr fortbestehe, solange aus 

polit ischen Gründen Festgenommene inhaftiert bl ieben, erweist sich als rein spekula¬ 

tiv. Es sind auch keine Fälle bekannt, in denen zurückgekehrte Äthiopier, die in 

Deutschland exilpolitisch tätig waren, wegen ihrer exilpolit ischen Tätigkeit durch die 

äthiopischen Behörden inhaftiert oder misshandelt wurden (vgl. AA, Stel lungnahme 

vom 14.6.2018 S. 4; AA, Ad-hoc-Bericht S. 25). Auch wenn die sechsmonat ige Frist 

zur Beantragung der Amnest ie inzwischen abgelaufen ist, worauf der Kläger hin¬ 

weist, ist angesichts des unter Abiy Ahmed eingeleiteten Dialogs zur Rückkehr und 

zum Dialog von Opposi t ionsangehörigen (vgl. oben Rn. 30) grundsätzl ich nicht mit 

Ver fo lgungsmaßnahmen gegen im Ausland exilpolitisch tätig gewordenen Asylbe¬ 

werbern zu rechnen. 

44 c) Angesichts der in das Verfahren eingeführten und aufgrund des Beweisbeschlus¬ 

ses vom 26. März 2018 eingeholten Erkenntnisquellen ( insbesondere AA, Auskünfte 

vom 7.2.2019 an den Verwaltungsgerichtshof bzw. das Verwaltungsgericht Dresden 

und Ad-hoc-Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Äthiopien vom 

17.10.2018; BFA Länderinformationsblatt vom 8.1.2018; The Danish Immigration 

Service, September 2018) verfügt der Senat über die erforderliche Sachkunde, ohne 

dass es der Einholung weiterer Sachverständigengutachten oder Auskünfte bedurfte 

(vgl. BVerwG, B.v. 27.3.2000 - 9 B 518.99 - NVwZ 2000, Beilage Nr. 9, 99 = juris 

Rn. 12; B.v. 11.2.1999 - 9 B 381.98 - DVBl 1999, 1206 = juris Rn. 4; OVG Berl in-

Bbg, U.v. 12.2.2019 - OVG 3 B 27.17 - juris Rn. 45). Dem in der mündl ichen Ver¬ 

handlung vor dem Senat hilfsweise gestellten Beweisantrag zu der behaupteten Tat¬ 

sache, dass äthiopische Staatsangehörige, die in Deutschland für die EPPFG poli¬ 

tisch aktiv und dies gerade in einer Leitungsfunktion sind oder dies gewesen sind, im 

Falle ihrer Rückkehr nach Äthiopien aufgrund ihrer exilpolit ischen Aktivitäten festge¬ 

nommen, für unbest immte Zeit in Haft gehalten wurden und werden und ihnen durch 

äthiopische Sicherheitskräfte Misshandlungen und Folterungen drohen, musste des¬ 

halb nicht entsprochen werden. 



- 19 -

45 Der Kläger hat auch nicht substanziiert dargetan, dass die beantragte Beweiserhe¬ 

bung bessere oder andere Erkenntnisse bringen würde als die zum Gegenstand des 

Verfahrens gemachten Materialien (vgl. BayVGH, B.v. 17.12.2014 - 13a ZB 14.30073 -

juris Rn. 8). Soweit er sich darauf beruft, die Auskunft des Auswärt igen Amtes vom 

7. Februar 2017 an den Verwaltungsgerichtshof sei widersprüchl ich bzw. unzurei¬ 

chend, weil sie auf das Schreiben vom 14. Juni 2018 verweise, in dem es die Rück¬ 

kehrgefährdung einfacher Mitlieder exilpolit ischer Organisat ionen nicht abschl ießend 

bewertet habe und sich mit der Aussage des Ad-hoc-Berichts vom 17. Oktober 2018, 

der eine Rückkehrgefährdung dieser Personen für möglich halte, nicht auseinander¬ 

setze, kann dem nicht gefolgt werden. Die daraus gezogene Schlussfolgerung des 

Klägers, es sei nicht hinreichend geklärt, wie sich die Verfolgungssituation von Oppo¬ 

sitionellen in Äthiopien aktuell darstelle, teilt der Senat nicht. Die Aussagekraft der 

Einschätzung des Auswärt igen Amtes, es sei nicht davon auszugehen, dass eine 

(einfache) Mitgliedschaft einer in Deutschland exilpolitisch tätigen Organisat ion, die 

in Äthiopien nicht (mehr) als Terrororganisation eingestuft ist bzw. einer ihr naheste¬ 

henden Organisation, bei aktueller Rückkehr nach Äthiopien negative Auswirkungen 

nach sich zieht (vgl. S. 2 des Schreibens an den Verwaltungsgerichtshof vom 7.2.2019) 

wird nicht dadurch geschmälert, dass sich die Auskunftsbehörde nicht ausdrückl ich 

mit ihren früheren, hiervon teilweise abweichenden Einschätzungen auseinander¬ 

setzt. Im Übrigen hat das Auswärt ige Amt seine aktuelle Einschätzung in seiner Aus¬ 

kunft an das Verwaltungsgericht Dresden vom 7. Februar 2019 bestätigt. Hiernach 

liegen dem Auswärt igen Amt, dessen Einschätzungen maßgebl ich auf vor Ort ge¬ 

wonnenen Erkenntnissen der Auslandsvertretungen beruhen, keine Hinweise darauf 

vor, dass in jüngster Zeit Anhänger bzw. Unterstützer von der Terrorl iste gestr ichener 

oppositioneller Gruppierungen alleine aufgrund dieser Eigenschaft angeklagt oder 

angegriffen würden (vgl. AA, Auskunft vom 7.2.2019 an das Verwaltungsgericht 

Dresden, S. 2). Diese Bewertung steht auch im Einklang mit der Aussage des Däni¬ 

schen Ministeriums für Immigrat ion und Integration, wonach sich die Gesamtsituat ion 

für die Opposit ionsparteien nach der Ernennung Abiy Ahmeds verbessert habe (vgl. 

The Danish Immigration Service S. 5); die letztgenannte Aussage beruht u.a. auf der 

Einschätzung der Brit ischen Botschaft, wonach Personen mit einer mutmaßl ichen 

Verbindung zu Opposi t ionsgruppen nicht mehr festgenommen und die meisten politi¬ 

schen Gefangenen freigelassen würden (vgl. The Danish Immigration Service S. 23). 

Inwieweit die vom Kläger vorgelegte Veröffentl ichung des SEM vom 16. Januar 2019 

diesen u.a. auf Botschaftsinformationen beruhenden Lagebewertungen entgegenstün¬ 

de, hat der Kläger nicht substanziiert dargelegt. Im Übrigen geht auch dieser Bericht 
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davon aus, dass viele Oppositionsparteien - darunter Ginbot7 (vgl. SEM S. 16 f.) - in¬ 

zwischen entkriminalisiert sind (vgl. SEM S. 33). 

46 Im Übrigen trifft die in dem (bedingten) Beweisantrag aufgestellte Prämisse der 

Wahrnehmung einer „Leitungsfunktion" für die EPPFG im Fall des Klägers - wie un¬ 

ter Rn. 41 bereits dargelegt - nicht zu, sodass sich die unter Beweis gestellte Tatsa¬ 

che als nicht entscheidungserhebl ich erweist. An der Entscheidungserhebl ichkeit 

fehlt es zudem, soweit sich der Beweisantrag - in Abweichung von dem für die Ent¬ 

scheidung des Gerichts maßgebl ichen Zeitpunkt der letzten mündl ichen Verhandlung 

(§ 77 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 AsylG) - auf die Behauptung der Festnahme und Inhaf­

t ierung in der Vergangenhei t bezieht („wurden"). 

47 II. Mangels Erfüllung der Voraussetzungen des § 4 AsylG steht dem Kläger auch 

kein Anspruch auf Gewährung subsidiären Schutzes in Deutschland zu. 

48 Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 AsylG ist ein Ausländer subsidiär Schutzberechtigter, wenn 

er stichhaltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm in seinem Her¬ 

kunftsland ein ernsthafter Schaden droht. Als ernsthafter Schaden gelten nach § 4 

Abs. 1 Satz 2 AsylG die Verhängung oder Vol lstreckung der Todesstrafe (Nr. 1), Fol¬ 

ter oder unmenschl iche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung (Nr. 2) oder 

eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer 

Zivi lperson infolge wil lkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder inner¬ 

staatl ichen bewaffneten Konflikts (Nr. 3). Diese Voraussetzungen sind im vorliegen¬ 

den Fall nicht erfüllt. 

49 1. Dass dem Kläger bei seiner Rückkehr die Verhängung oder die Vol lstreckung der 

Todesstrafe droht (§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AsylG), macht er selbst nicht geltend. 

50 2. Ebenso wenig kann angesichts der oben genannten grundlegenden Änderung der 

polit ischen Verhältnisse in Äthiopien angenommen werden, dass dem Kläger in Äthi¬ 

opien Folter, unmenschl iche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung nach 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AsylG drohen. Unter dem Gesichtspunkt der schlechten hu¬ 

manitären Bedingungen in Äthiopien scheidet die Gewährung subsidiären Schutzes 

schon deswegen aus, weil die Gefahr eines ernsthaften Schadens insoweit nicht von 

einem der in § 3c AsylG genannten Akteure ausgeht, also vom Staat, von Parteien 

oder Organisationen, die den Staat oder einen wesent l ichen Teil des Staatsgebiets 

beherrschen, oder von nichtstaatl ichen Akteuren, sofern die vorgenannten Akteure 
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einschließlich internationaler Organisationen erwiesenermaßen nicht in der Lage 

oder nicht wil lens sind, Schutz vor einem ernsthaften Schaden beziehungsweise der 

tatsächlichen Gefahr eines ernsthaften Schadens zu bieten, § 4 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. 

§ 3c AsylG (zu diesem Erfordernis vgl. VGH BW, U.v. 12.10.2018 - A 11 S 316/17 -

juris Rn. 54 ff. m.w.N.). 

5 1 3. Schließlich steht dem Kläger auch kein Anspruch auf subsidiären Schutz nach § 4 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylG zu. 

52 Nach dieser Vorschrift gilt als ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 

AsylG eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 

einer Zivi lperson in Folge wil lkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatl ichen bewaffneten Konflikts. Ein innerstaatlich bewaffneter Konflikt liegt 

vor, wenn die Streitkräfte eines Staates auf eine oder mehrere bewaffnete Gruppen 

treffen oder wenn zwei oder mehrere bewaffnete Gruppen aufeinandertreffen, ohne 

dass dieser Konflikt als bewaffneter Konflikt, der keinen internationalen Charakter 

aufweist, im Sinne des humanitären Völkerrechts eingestuft zu werden braucht und 

ohne dass die Intensität der bewaffneten Auseinandersetzungen, der Organisations¬ 

grad der vorhandenen bewaffneten Streitkräfte oder die Dauer des Konflikts Gegen¬ 

stand einer anderen Beurteilung als der des im betreffenden Gebiet herrschenden 

Grads an Gewalt ist. Die tatsächliche Gefahr eines ernsthaften Schadens für jeder¬ 

mann aufgrund eines solchen Konflikts ist erst dann gegeben, wenn der bewaffnete 

Konflikt eine solche Gefahrendichte für Zivi lpersonen mit sich bringt, dass alle Be¬ 

wohner des maßgebl ichen, betroffenen Gebiets ernsthaft individuell bedroht sind. 

Das Vorherrschen eines so hohen Niveaus willkürlicher Gewalt, dass stichhaltige 

Gründe für die Annahme bestehen, dass eine Zivi lperson bei einer Rückkehr in das 

betreffende Land bzw. in die betreffende Region allein durch ihre Anwesenhei t tat¬ 

sächlich Gefahr liefe, einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens oder der 

Unversehrtheit ausgesetzt zu sein, bleibt außergewöhnl ichen Situationen vorbehal¬ 

ten, die durch einen sehr hohen Gefahrengrad gekennzeichnet sind. Eine Individuali¬ 

sierung kann sich insbesondere aus gefahrerhöhenden persönlichen Umständen in 

der Person des Schutzsuchenden ergeben, die ihn von der al lgemeinen, ungezielten 

Gewalt stärker betroffen erscheinen lassen. Liegen keine gefahrerhöhenden persön¬ 

lichen Umstände vor, ist ein besonders hohes Niveau wil lkürlicher Gewalt erforder¬ 

lich, welches mit beachtl icher Wahrscheinl ichkeit („real risk") gegeben sein muss. So 

kann die notwendige Individualisierung ausnahmsweise bei einer außergewöhnl ichen 

Situation eintreten, die durch einen so hohen Gefahrengrad gekennzeichnet ist, dass 
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praktisch jede Zivi lperson allein aufgrund ihrer Anwesenhei t in dem betroffenen Ge¬ 

biet einer ernsthaften individuellen Bedrohung ausgesetzt wäre. Maßgebl icher Be¬ 

zugspunkt für die Beurteilung des Vorl iegens der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 

Satz 1, Satz 2 Nr. 3 AsylG ist die Herkunftsregion des Betroffenen, in die er typi¬ 

scherweise zurückkehren wird (zum Ganzen vgl. VGH BW, U.v. 12.10.2018 - A 11 S 

316/17 - juris Rn. 82 ff. m.w.N.) 

53 Nach diesen Maßstäben liegen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

AsylG bei dem Kläger, der keine gefahrerhöhenden persönl ichen Umstände auf¬ 

weist, nicht vor. Zwar werden, wie vorstehend ausgeführt, in Äthiopien zunehmend 

ethnische Konfl ikte mit Waffengewalt ausgetragen, die erhebliche Binnenvertreibun¬ 

gen zur Folge haben. Es gibt nach aktueller Erkenntnislage aber in keiner Region 

Äthiopiens bürgerkriegsähnliche Zustände. Die Konfl ikte zwischen Ethnien, wie sie 

etwa in der Südregion von Gambel la oder im Grenzgebiet der Siedlungsgebiete von 

Oromo und Somali vorkommen, oder die Auseinandersetzungen der Regierung mit 

bewaffneten Opposi t ionsbewegungen, insbesondere Ogaden, haben trotz begrenz¬ 

ten Einflusses und Kontrol le der Zentralregierung in der Somal i-Region keine derarti¬ 

ge Intensität (vgl. AA, Ad-hoc-Bericht S. 20). Jedenfal ls lässt sich für die Stadt Des¬ 

se, aus der der Kläger stammt und in der er sich bis Januar 2014 aufgehalten hat, 

nicht feststel len, dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass jede Zi¬ 

vi lperson im Fall einer Rückkehr dorthin allein durch ihre Anwesenhei t tatsächlich 

Gefahr liefe, einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens oder der Unver¬ 

sehrtheit ausgesetzt zu sein. 

54 III. Die Voraussetzungen eines nationalen Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 5 

AufenthG i.V.m. Art. 3 EMRK auf Grund schlechter humanitärer Bedingungen liegen 

ebenfalls nicht vor. 

55 Nach § 60 Abs. 5 AufenthG darf ein Ausländer nicht abgeschoben werden, soweit 

sich aus der Anwendung der Konvent ion zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten vom 4. November 1950 - EMRK - (BGBl. 1952 II, S. 686) ergibt, 

dass die Abschiebung unzulässig ist. Schlechte humanitäre Verhältnisse im Her¬ 

kunftsland können nur in besonderen Ausnahmefäl len ein Abschiebungsverbot nach 

§ 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 EMRK wegen einer unmenschl ichen oder ernied¬ 

rigenden Behandlung begründen (vgl. BVerwG, B.v. 8.8.2018 - 1 B 25.18 - juris 

Rn. 9). Sind Armut und staatliche Mittel ursächlich für schlechte humanitäre Bedin¬ 

gungen, kann dies nur in „ganz außergewöhnl ichen Fällen" zu einer Verletzung von 
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Art. 3 EMRK führen, nämlich dann, wenn die humanitären Gründe „zwingend" sind 

(vgl. EGMR, U. v. 28.6.2011 - 8319/07 - NVwZ 2012, 681 Rn. 278, 282 f.; BVerwG 

U.v. 8.8.2018 - 1 B 25.18 - NVwZ 2019, 61 Rn. 9 unter Verweis auf BVerwG, U. v. 

31.1.2013 - 10 C 15.12 - NVwZ 2013, 1167 Leitsatz 3 und Rn. 23; VGH BW, U. v. 

12.10.2018 - A 11 S 316/17 - juris Rn. 82 ff. m.w.N.). 

56 Dass sich der Kläger in einer derartigen besonders gravierenden Lage befände, 

macht er weder geltend noch ist dies sonst ersichtl ich. Zwar ist Äthiopien bei etwa 

92,7 Mil l ionen Einwohnern mit einem jährl ichen Brutto-National-Einkommen von etwa 

927 US-Dollar pro Kopf eines der ärmsten Länder der Welt. Auch wenn das Wirt¬ 

schaftswachstum in den letzten zehn Jahren wesentl ich über dem regionalen und 

internationalen Durchschnitt lag, lebt ein signifikanter Teil der Bevölkerung unter der 

absoluten Armutsgrenze. Derzeit leiden fast 8 Mill ionen Menschen an einer unsiche¬ 

ren Nahrungsmittelversorgung und benötigen humanitäre Hilfe. Hinzu kommt eine 

hohe Arbeitslosigkeit, die durch die Schwäche des modernen Wirtschaftssektors und 

die anhaltend hohe Zuwanderung aus dem ländlichen Raum verstärkt wird (vgl. BFA 

Länderinformationsblatt S. 33 f.). 

57 Trotz dieser schwierigen Bedingungen ist aber nicht ersichtlich, dass der Kläger sei¬ 

nen Lebensunterhalt in Äthiopien nicht bestreiten könnte. Er ist seinen Angaben zu¬ 

folge 25 Jahre alt, gesund und arbeitsfähig. In Deutschland ist er seit drei Jahren als 

Metal lschweißer erwerbstätig und hat hieraus zuletzt einen Bruttoarbeitslohn von 

monatl ich ca. 1.730 Euro erwirtschaftet. Aus diesem Grund ist anzunehmen, dass er 

über das für eine (bescheidene) Existenzgründung in Äthiopien notwendige Startka¬ 

pital verfügt. Unter Zugrundelegung dieser Umstände ist nicht ersichtl ich, dass der 

Kläger bei einer Rückkehr mit hoher Wahrscheinl ichkeit einer extremen Gefahrenla¬ 

ge bzw. unmenschl ichen oder erniedrigenden Behandlung ausgesetzt wäre. 

58 IV. Ebenso wenig besteht wegen der schlechten humanitären Bedingungen in Äthio¬ 

pien ein nationales Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG. 

59 Nach dieser Best immung soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen anderen 

Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche konkrete 

Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Die Gewährung von Abschiebungs¬ 

schutz nach dieser Best immung setzt das Bestehen individueller Gefahren voraus. 

Beruft sich ein Ausländer dagegen auf allgemeine Gefahren im Sinne des § 60 Abs. 7 

Satz 5 AufenthG, wird Abschiebeschutz ausschließlich durch eine generelle Regelung 
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der obersten Landesbehörde nach § 60a Abs. 1 Satz 1 AufenthG gewährt. Allerdings 

kann ein Ausländer im Hinblick auf die Lebensbedingungen, die ihn im Abschiebeziel-

staat erwarten, insbesondere die dort herrschenden wirtschaftlichen Existenzbedin¬ 

gungen und die damit zusammenhängende Versorgungslage, Abschiebungsschutz in 

verfassungskonformer Anwendung des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG ausnahmsweise 

beanspruchen, wenn er bei einer Rückkehr aufgrund dieser Bedingungen mit hoher 

Wahrscheinlichkeit einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt wäre. Denn nur dann ge¬ 

bieten es die Grundrechte aus Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, ihm trotz ei¬ 

ner fehlenden politischen Leitentscheidung nach § 60a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 60 Abs. 7 

Satz 3 AufenthG Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG zu gewäh¬ 

ren. Wann danach allgemeine Gefahren von Verfassungs wegen zu einem Abschie¬ 

bungsverbot führen, hängt wesentl ich von den Umständen des Einzelfalles ab und ent¬ 

zieht sich einer rein quantitativen oder statistischen Betrachtung. Die drohenden Ge¬ 

fahren müssen jedoch nach Art, Ausmaß und Intensität von einem solchen Gewicht 

sein, dass sich daraus bei objektiver Betrachtung für den Ausländer die begründete 

Furcht ableiten lässt, selbst in erheblicher Weise ein Opfer der extremen allgemeinen 

Gefahrenlage zu werden. Bezüglich der Wahrscheinlichkeit des Eintritts der drohenden 

Gefahren ist von einem im Vergleich zum Prognosemaßstab der beachtlichen Wahr¬ 

scheinlichkeit erhöhten Maßstab auszugehen. Diese Gefahren müssen dem Ausländer 

daher mit hoher Wahrscheinlichkeit drohen. Dieser Wahrscheinl ichkeitsgrad markiert 

die Grenze, ab der seine Abschiebung in den Heimatstaat verfassungsrechtlich unzu¬ 

mutbar erscheint. Schließlich müssen sich diese Gefahren alsbald nach der Rückkehr 

realisieren (vgl. BVerwG, U. v. 31.1.2013 - 10 C 15.12 - BVerwGE 146, 12 = juris 

Rn. 31 f. m.w.N.). Auch insoweit sind die Verhältnisse im ganzen Land in den Blick zu 

nehmen und - wie bei § 60 Abs. 5 AufenthG in Bezug auf Art. 3 EMRK - zunächst die 

Verhältnisse am Zielort der Abschiebung zu prüfen. 

60 Nach diesen Maßstäben ist bei dem Kläger ein nationales Abschiebungsverbot nach 

dieser Best immung im Hinblick auf die schlechten humanitären Bedingungen in Äthi¬ 

opien zu verneinen. Die obigen Ausführungen gelten insoweit entsprechend (vgl. 

oben III.). 

6 1 V. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Gerichtskosten werden 

gemäß § 83b AsylG nicht erhoben. 

62 Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 1 Satz 1 

VwGO i.V.m. § 708 ZPO. 
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63 Die Revision wird nicht zugelassen, da keiner der in § 132 Abs. 2 VwGO genannten 

Gründe vorliegt. 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

64 Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum Bundes­

verwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München; Post­

fachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 

Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser Entscheidung einzulegen und in­

nerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung zu begründen. Die Be­

schwerde muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung 

muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun­

des oder des Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Ver­

waltungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

65 Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhil­

feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshand­

lungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Pro­

zessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten und Rechtslehrern an den in 

§ 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt nur die in 

§ 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 

Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst­

und Arbeitsverhältnissen) sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen 

Personen als Bevollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwal­

tungsgericht durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

Richter 
ist erkrankt 




